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ZEITGESPRÄCH

Das Energieprogramm 
der Bundesregierung
Dritte Fortschreibung

Die Bundesregierung liat l<ürzlich die Dritte Fortschreibung des Energieprogramms vorgelegt. Seit der 
Zweiten Fortschreibung 1977 sind immerhin über vier Jahre vergangen. Hat die Bundesregierung die Zeit 
und die Chance genutzt, die Zieie ihrer Energiepoiitik umfassend, entschieden und kiar festzulegen?

Ulrich Steger

Umsetzen wichtiger als neue Deklamationen

V erglichen mit den kontroversen 
Diskussionen 1977 ging fü rd ie  

Öffentlichkeit die jetzige Fortschrei­
bung des Energieprogramms der 
Bundesregierung fast geräuschlos 
über die Bühne -  mehr eine Pflicht­
übung oder bestenfalls eine Zwi­
schenbilanz denn ein Aufbruch zu 
neuen Ufern. Dies hat sicher einen 
guten Grund: Viel Neues ist gegen­
wärtig in der Energiediskussion 
nicht zu erwarten, wichtiger ist es, 
gefaßte Beschlüsse -  nicht nur auf 
Bundesebene -  auch in die Praxis 
umzusetzen und die Erfahrungen 
mit bisher getroffenen Maßnahmen 
auszuwerten.

Allerdings bleiben mit dem so ge­
wählten Verfahren auch die alten 
Frontstellungen in der Energiepoli­
tik weitgehend bestehen. Die wichti­
ge Aufgabe der Konsensbildung -  
der strategische Engpaßfaktor für 
eine föderal, pluralistisch und recht­
staatlich organisierte Demokratie
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mit einem so extrem fragmentierten 
Entscheidungssystem wie bei u n s -  
bieibt anderen überlassen, etwa der 
Enquete-Kommission „Zukünftige 
Kernenergie-Politik“ oder den Dis­
kussionen in Parteien und Verbän­
den.

Vielleicht ist der geringere Grad 
der öffentlichen Aufmerksamkeit 
aber auch auf die Erkenntnis zu­
rückzuführen, daß die Bedeutung 
des Energieprogramms nicht über­
schätzt werden sollte. Es ist kein 
verbindlicher „5-Jahres-Plan“ , son­
dern bestenfalls ein Orientierungs­
rahmen für Anbieter, Nachfrager 
und politische Entscheidungsträ­
ger, der auch abweichenden Ent­
scheidungen -  wie in der Vergan­
genheit geschehen -  nicht entge­
gensteht.

Trotzdem bleiben vier Punkte -  
neben etlichen „Spezialitäten“ für 
Kenner der Energieszene -  übrig.

die eine stärkere öffentliche Beach­
tung verdienen und auf die ich mich 
hier beschränken will:

Energiedarbietung

Unbeschadet aller Markt-Lyrik in 
der Fortschreibung, über die zu 
streiten sich angesichts der ökono­
mischen Realitäten nicht lohnt, be­
tont die Bundesregierung in einem 
früher nicht gekannten Umfang, daß 
technische Realisierbarkeit und be­
triebswirtschaftliche Rentabilität 
zwar notwendige, aber nicht hinrei­
chende Bedingungen für die Ener­
giedarbietung sind. Gesamtwirt­
schaftliche Effekte und Auswirkun­
gen auf Umwelt wie Gesellschaft 
müssen einbezogen und beachtet 
werden..

Neben den bekanntön Diskussio­
nen um die Umwelteffekte der Ener­
giedarbietung oder die Kontroverse 
über Sozialverträglichkeit von Ener­
gieversorgungssystemen („Atom-
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Staat versus Kalorien-Blockwart“ ) 
sei liier ein praktisclies Beispiel er­
wähnt: In den Auseinandersetzun­
gen um die stärkere Beteiligung der 
Elektrizitätswirtschaft an der Brüter- 
Finanzierung wurde sehr schnell 
klar, daß -  nachdem die Frage der 
Kostenüberwälzbarkeit und des po­
litischen Risikos ausgeräumt war -  
die Unwilligkeit der Elektrizitätsver­
sorgungsunternehmen zur Mitfi­
nanzierung auch auf handfesten ei­
genen Interessen beruhte. Nur in ei­
nem relativ autoritären, zentral ver­
walteten Staat mit einer nationalen 
Elektrizitätsgesellschaft -  wie z. B. 
Frankreich -  läuft die Brüter-Ent­
wicklung einigermaßen reibungs­
los. Von den benötigten enormen 
Kapitalmengen, dem hohen Be­
triebsrisiko und den komplementä­
ren Kernkraftwerken her wäre wohl 
in der Bundesrepublik nur die Rhei- 
nisch-Westfälische Elektrizitäts­
werk AG (RWE) in der Lage, Brüter 
zu bauen und zu betreiben. Eine 
weitere „RWE-isierung“ der deut­
schen Elektrizitätswirtschaft, die die 
anderen Elektrizitätsversorgungs­
unternehmen zu besseren Be­
triebsabteilungen degenerieren lie­
ße, wäre aber weder politisch noch 
kartellrechtlich zu vertreten. Und 
man kann sicher geteilter Meinung 
sein, ob eine staatliche deutsche 
„EdF“ eine gute Lösung wäre.

Energieeinsparung

Wer sich noch an frühere Zurück­
haltungen über die Möglichkeiten 
zur Energieeinsparung erinnert, 
wird vielleicht überrascht sein, wie 
positiv -  nicht nur von der Bundes­
regierung -  mittlerweile die Effekte 
einer rationellen und intelligenten 
Energieverwendung gesehen wer­
den. Neben der unmittelbaren Re­
aktion auf Preiseffekte war dies si­
cherlich auch ein Erfolg der breitan­
gelegten politischen Fördermaß­
nahmen. Und es besteht eine gute 
Chance, daß die Entkoppelung zwi­
schen Energieverbrauch und Wirt­
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schaftswachstum weitergeht. Die 
beschleunigte Erneuerung der Ma­
schinen und Geräte in Haushalten 
wie Unternehmen, die den neuen^ 
Preis-Mengen-Relationen besser 
entsprechen, die Bemühungen um 
Heizenergieeinsparung und Aus­
bau der Fernwärme sowie langfri­
stig die Entwicklung neuer Lebens­
gewohnheiten (z. B. Rückkehrindie 
Innenstädte) oder neuer Produk­
tionsprozesse haben erst begon­
nen. Daher ist die Prognose der be­
auftragten Institute (DIW, RWI, 
EWI) plausibel, daß selbst bei zu­
friedenstellendem Wirtschafts­
wachstum der Energieverbrauch 
nur um ca. 0,5 % pro Jahr bis 1995 
noch wachsen wird.

Allerdings muß beharrlich daran ' 
weitergearbeitet werden, die öko­
nomisch tragfähigen sowie sozial 
akzeptablen Einsparmöglichkeiten 
auch auszuschöpfen. Dies ist nicht 
nur Aufgabe der Bundesregierung -  
beispielsweise werden der Ausbau 
der Fernwärme und die notwendige 
Erarbeitung von regionalen oder 
örtlichen Versorgungskonzepten
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sehr stark auf Gemeindeebene ent­
schieden. Und viele neue Energie­
technologien bedürfen noch weite­
rer Förderung durch die For- 
schungs- und Technologiepolitik 
und der Unterstützung bei der 
Markteinführung -  weshalb es rich­
tig ist, die geplante Fortsetzung des 
Heizenergie-Sparprogramms auf 
die Förderung neuer Energietech­
nologien (sowie die Fernwärmean­
schlüsse) zu konzentrieren.

Begrenzte Rolle der Kernenergie

Die „nuclear community“ hat ge- 
jubelt, daß Begriffe wie „Restbe­
darf“ oder „Optionen“ in der 3. Fort­
schreibung nicht mehr auftauchen -  
und Entsprechendes kritisierte die 
„anti-nuclear community“ . Beide 
Gruppen verkennen die mittlerweile 
völlig geänderte Aufgabenstellung 
sowie Begründung für die Kern­
energie. Vor der zweiten Ölpreisex­
plosion standen vornehmlich Be­
darfsgesichtspunkte im Vorder­
grund. Angesichts von Prognosen 
eines exponentiell wachsenden 
Energiebedarfs war die „Restbe- 
darfs-Philosophie“ eine Notbrem­
se, um eine unvertretbar rasche, mit 
neuen Risiken und Abhängigkeiten 
verbundene Ausweitung der Kern­
energie zu verhindern.

Angesichts der feststellbaren und 
sich weiter entwickelnden Entkop­
pelung von Energieverbrauch und 
Wirtschaftswachstum kann die 
Kernenergie jedoch nur noch mit ih­
rem Kostenvorteil bei der Stromer­
zeugung im Grundlastenbereich 
und der -  verglichen mit anderen 
Importenergien -  relativ geringeren 
Belastung der Zahlungsbilanz (we­
gen des niedrigen Urananteils an 
den gesamten Stromkosten) be­
gründet werden. Da sowohl die 
Stromerzeugungs- als auch die 
-Verteilungskapazitäten nur für den 
Wärmemarkt völlig unwirtschaftlich 
sind (erst recht auf Kernenergieba­
sis), wird in der absehbaren Ent­
wicklung der Zubau von neuen

WIRTSCHAFTSDIENST 1981/Xll
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Kernkraftwerken sehr begrenzt blei­
ben. Vermutlich wird der aus fünf 
Kernkraftwerken bestehende Kon­
voi über die nächsten Jahre hinweg 
langsam abgearbeitet -  sofern die 
nicht unbeträchtlichen juristischen 
und faktischen Risiken bei der Ent­
sorgung nicht zu einem vorüberge­
henden Stopp oder sogar zu einer 
zeitweiligen Stillegung von Kern­
kraftwerken führen werden.

Aber hierzu kann gegenwärtig 
niemand eine gesicherte Prognose 
abgeben. Ohne praktische und 
sichtbare Fortschritte bei der Lö­
sung der Entsorgungsfrage bleibt 
die Kernenergienutzung in der Bun­
desrepublik gefährdet. Aus diesem 
Grunde und bei einer plausiblen Be­
darfseinschätzung kann die von 
den Instituten genannte Zahl von 
ca. 38 000 Megawatt im Jahre 1995 
nur als völlig illusorisch bezeichnet 
werden.

Der Schnelle Brüter is t-w ie  auch 
die Wiederaufarbeitung -  noch mei­
lenweit von einer Wirtschaftlichkeit 
entfernt. Selbst die Franzosen müs­
sen zugestehen, daß die Stromko­
sten aus dem Brüter mehr als dop­
pelt so hoch sind wie die aus Leicht­
wasserreaktoren. Die Uranpreise 
müßten sich demnach fast ver­
zwanzigfachen, bevor ein Brüter 
wirtschaftlich wird. Da dies in ab­
sehbarer Zeit niemand erwartet, 
gibt es für die Elektrizitätswirtschaft 
einen zusätzlichen Grund, sich am 
SNR 300 in Kalkar nicht zu beteili­
gen -  was ihre bisherige Argumen­
tation allerdings nicht als glaubwür­
dig erscheinen,läßt.

Internationale Aspekte

Die Bundesrepublik Deutschland 
wird auch künftig zu rund zwei Drit­
tel auf importierte Energie angewie­
sen bleiben. Daher müssen interna­
tionale Kooperationen und (friedli­
che) Strategien zur Sicherung der 
Energieeinfuhr stärker in den Vor­
dergrund gestellt werden, als dies

WIRTSCHAFTSDIENST 1981/XII

bisher in der zu binnenorientiert ge­
führten Diskussion geschehen ist. 
Die 3. Fortschreibung zählt zwar bü­
rokratisch genau alle internationa­
len Kooperationen auf Regierungs­
ebene auf, aber trotz aller Debatten 
auf internationalen Konferenzen 
und der von Unternehmen entfalte­
ten Hektik blieben die praktischen 
Resultate bislang sehr begrenzt. 
Denn welches zusätzliche Energie­
angebot jenseits von OPEC-ÖI man 
auch immer betrachtet: Die Er­
schließungskosten und -risiken sind 
beträchtlich, die Produktionskosten 
ungewiß, die Infrastrukturaufwen­
dungen, um die weit voneinander 
entfernten Produktions- und Ver­
brauchsschwerpunkte zu verbin­
den, ungeheuer und die politischen 
Risiken nicht kalkulierbar.

Hier kann nicht ini einzelnen dis­
kutiert werden, wie eine solche, in 
der 3. Fortschreibung leider fehlen­
de Importsicherungsstrategie aus­
sehen sollte. Zwei Grundelemente 
sind aber unverzichtbar:

□  Erstens muß die Bundesrepublik 
ihre Stellung als attraktiver Partner 
für Rohstoffländer behalten. Dies 
bezieht sich nicht nur auf die Mög­
lichkeiten zum (Energie-) Technolo­
gietransfer, sondern auch auf Ko­
operation bei Industrialisierungs-, 
Infrastruktur- und Explorationspro­
jekten (dieser Weg erscheint erfolg­
versprechender zu sein als die Roh­
stoffsicherung durch Waffenexpor­
te).

□  Zweitens müssen durch Ge­
meinschaftsunternehmen und -ak- 
tionen sowohl zwischen Export- und 
Importlandunternehmen als auch 
national zwischen Staat und W irt­
schaft die Risiken der Erschließung 
neuer Energiequellen verteilt und 
begrenzt (nicht aber den Unterneh­
men abgenommen) werden. Insbe­
sondere beim letzten Punkt müssen 
wohl noch im Bundeswirtschaftsmi­
nisterium erhebliche Berührungs­
ängste und ordnungspolitische Vor-

Schwerpunkte der

3. Fortschreibung

Sparsame und rationelle 
Verwendung von Energie, 
vor allem von Mineralöl;

weitere Zurückdrängung 
des Ölanteils an der Ener­
gieversorgung durch Erhö­
hung des Angebots aller ver­
fügbaren anderen Energien;

Fortsetzung einer Politik der 
Stabilisierung der deut­
schen Kohleförderung und 
ihrer optimalen Nutzung; zu­
gleich wachsender Beitrag 
der Importkohle;

Enweiterung, Absicherung 
und ausgewogene Diversifi­
zierung der Gaslieferungen 
als Schwerpunkte in der 
Erdgaspolitik;

größerer Versorgungsbei­
trag von Fernwärme aus 
Kraft-Wärme-Kopplung und 
Abwärme;

Absicherung von regional 
ausgewogenen Mineralöl­
bezügen;

Zubau von neuen Kernkraft­
werken im Rahmen des Be­
darfs; steigender Beitrag der 
Kernenergie zur Stromer­
zeugung:

Abstimmung der deutschen 
energiepolitischen Interes­
sen mit denen der Partner­
länder in der EG und in der 
Internationalen Energieä- 
gentur.
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Im Aufträge des Bundesministers für Wirtschaft legten das Deutsche Institut für Wirtschaftsforschung (DIW), 
das Energiewirtschaftliche Institut an der Universität Köln (EWI) und das Rheinisch-Westfälische Institut für 

Wirtschaftsforschung (RWI) Anfang November ein gemeinsames Gutachten zum Energieverbrauch in der 
Bundesrepublik und seiner Deckung bis zum Jahre 1995 vor. Die Vorausschätzung der Institute sollte ebenso 
wie Stellungnahmen, Arbeiten und Anregungen der Bundesländer, politischer Gremien sowie Verbänden der 
Wirtschaft bei der Dritten Fortschreibung des Energieprogramms zugrunde gelegt werden (TZ 1). Die Bundes­
regierung hat sich jedoch, ebenso wie in der Zweiten Fortschreibung des Energieprogramms von 1977, die 
Ergebnisse der Institutsvorausschätzungen nicht zu eigen gemacht, was insbesondere für den Kernkraftbereich 
gilt (TZ 20).

Vorausschätzung des Primärenergieverbrauchs nach dem Gutachten der drei Institute

1985 1990 1995

1970 1975 1978 Variante Variante Variante Variante Variante Variante Variante Variante Variante
A B C A B C A B C

—  Mill. 1:S K E  —

S te in k o h le ......................... 96,8 66,5 69,2 85,5 87,5 85,0 97,4 100,7 95,0 103,7 108,6 100,7
Mineralöl ......................... 178,9 181,0 203,3 183,8 189,9 177,0 170,3 179,6 166,7 157,6 170,0 153,9
B ra u n k o h le ..................... 30,6 34,4 35,9 35,2 35,2 35,4 38,0 38,3 38,3 38,5 39,8 38,3
Naturgas ......................... 18,5 49,2 60,4 71,0 73,0 71,3 73,3 75,6 73,5 73,7 78,6 74,1
K e rn e n e rg ie ..................... 2,1 7,1 11,8 35,4 35,4 34,9 54,2 54,2 53,2 80,3 83,4 77,8
W asserkraft' .................. 8,4 7,8 6,6 7,4 7,4 7,4 6,3 6,3 6,3 6,7 6,7 6,7
S o n s t ig e ^ ......................... 1,5 1,7 1,8 4,9 4,9 4,7 6,4 7,6 6,3 8,3 9,6 8,1

Insgesamt . . . . 336,8 347,7 389,0 423,2 433,3 415,7 445,9 462,3 439,3 468,8 496,7 459,6

Anteile in ‘ -

S te in k o h le ......................... 28,7 19,1 17,8 20,2 20,2 20,4 21,8 21,8 21,6 22,1 21,9 21,9
IVlineralöl ......................... 53,1 52,1 52,3 43,4 43,8 42,6 38,2 28,9 38,0 33,6 34,2 33,5
B ra u n k o h le ..................... 9,1 9,9 9,2 8,3 8,1 8,5 8,5 8,3 8,7 8,2 8,0 8,3
Naturgas ......................... 5,5 14,2 15,5 16,8 16,8 17,2 16,4 16,3 16,7 15,7 15,8 16,1
K e rn e n e rg ie ..................... 0,6 2,0 3,0 8,4 8,2 8,4 12,2 11,7 12,1 17,1 16,8 16,9
W asserkraft' .................. 2,5 2,2 1,7 1,7 1,7 1,8 1,4 1,4 1,4 1,4 1,4 1,5
S o n s t ig e ^ ......................... 0,5 0,5 0,5 1,2 1,1 1,1 1,4 1,6 1,4 1,8 1,9 1,8

' einschließlich Nettostromimporte. ^ LPG, sonstige feste Brennstoffe.
Q u e l l e :  Bundesm inister für W irtschaft (H rsg .): Dritte Fortschreibung des Energieprogramms der Bundesregierung, Bundestagsdruck­
sache 9 /983 vom 5, 11. 81.

Basisannahmen der Institute für 1978 bis 1995^

Variante A Variante B Variante C

in %

1. Gesamtwirtschaftliche Güterverwendung 
(in konstanten Preisen)

Bruttosozialprodukt .............................................................................. 2,7 3,4 2,2
Privater V e rb ra u c h .............. ................................................................... 1,8 2,7 1,6
S ta a ts v e rb ra u c h ..................................................................................... 2,1 2,5 1,7
A n la g e in v e s tit io n e n .............................................................................. 4,3 3,1 3,2
Ausfuhr ....................................................................... 4 7 5,6 4,4
E in fu h r ....................................................................................................... 4,4 3,9 4,2

2. Produktivität und Erwerbstätigkeit
P ro d u k t iv itä t............................................................................................ 2,9 3,3 2,4
Enwerbstätige ......................................................................................... -0 ,2 0,1 -0 ,1

in Mill.

3. Bevölkerung und Era/erbspersonenpotential im Jahre 1995
W o h n b e v ö lk e ru n g ................................................................................. 57,3 58,0 60,9
Erwerbspersonenpotential ................................................................ 25,8 26,7 27,4
Registrierte Arbeitslose ..................................................... ................. 0,8 0 7 1,8

“  Die Variante A  beruht auf den Arbeitshypothesen des DIW, die Variante B wurde vom RWI erstellt, die Variante 0  vom D lW im  Som m er 1981 
aufgrund der geänderten gesamtwirtschaftlichen Rahmenbedingungen neu erarbeitet. Die Analysen wurden gemeinsam m it de m  EW I durch­
geführt.
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behalte (etwa gegenüber dem na­
tionalen Energiekonzern) abgebaut 
werden.

Fazit: Die breitangelegte Politik 
unter dem Motto „weg vom (Nah- 
ost-)ÖI“ mit den vier Komponenten

□  Anstrengungen zur sparsamen 
und rationellen Verwendung und 
Nutzung von Energie,

□  vorrangige Nutzung der inländi­
schen Energiequellen, vor allem der 
heimischen Steinkohle,

□  Mobilisierung von neuen, nicht­
nuklearen Energiequellen (auch‘ 
und gerade für die Bedürfnisse der 
Entwicklungsländer) und

□  begrenzte Nutzung der Kern­
energie unter genau bestimmten 
Bedingungen (z. B. Bindung an 
Fortschritte bei der Entsorgung)

hat bisher gute Erfolge gezeigt und 
sollte beharrlich fortgeführt werden. 
Da sie weitgehend auf den Be­
schlüssen der SPD-Parteitage von

Hamburg (1977) und Berlin (1979) 
beruht, kann die seinerzeit geübte 
Kritik an der Energiestrategie, die 
diesen Beschlüssen zugrunde liegt, 
als widerlegt gelten. Mitte der 80er 
Jahre wird sicherlich gründlich Bi­
lanz zu ziehen sein, und neue Ziele 
und neue Orientierungen werden 
dann sicherlich notwendig. Aber 
nachdem sich so viele Prognosen 
als falsch erwiesen haben, wäre es 
müßig, darüber schon heute zu spe­
kulieren.

Heinz Riesenhuber

Der Wille zur Durchsetzung ist fraglich!

Mit der Dritten Fortschreibung 
des Energieprogramms hat 

die Bundesregierung trotz langer 
Verzögerung bei der Vorlage die 
Chance nicht genutzt, die Ziele ihrer 
zukünftigen Energiepolitik umfas­
send, entschieden und klar festzu­
legen. Dennoch ist festzustellen, 
daß das Energieprogramm in sei­
nen Grundzügen auf der Linie einer 
sachgerechten Energiepolitik liegt, 
da den Forderungen nach mehr Di­
rigismus und staatlicher Bevormun­
dung auf dem Energiemarkt, also 
den Forderungen linker SPD- und 
FDP-Gruppierungen sowie der 
SPD/FDP-Mehrheit der Enquete- 
Kommission „Zukünftige Kernener­
giepolitik“ , eine deutliche Absage 
erteilt worden ist.

Die notwendigen Schwerpunkte 
der künftigen Energiepolitik sind 
durchaus erkannt worden. Die Ver­
drängung des Öls muß auch zu­
künftig Priorität haben. Einig sind 
sich alle Parteien und Bundestags­
fraktionen, daß das Öl nachhaltig 
zurückgedrängt werden muß. Die 
Bundesregierung ven/veist in ihrer 
Dritten Fortschreibung auf die deut­
lichen Einsparungen beim Heizöl, 
die 1979 nach dem zweiten großen

Ölpreisschub über den Preis, und 
damit über den Markt, erzielt wor­
den sind. Dieses Einsparpotential 
ist im wesentlichen nicht durch 
Maßnahmen der Bundesregierung 
erschlossen worden, wie die relativ 
konstanten Ölverbräuche in den 
Jahren 1974 bis 1978 belegen.

Die Substitution des Mineralöls 
muß im Wärmemarkt ansetzen, da 
hier das größte Potential bei relativ 
großer Flexibilität liegt. Dieser Pro­
zeß verläuft im Haushaltsbereich, 
zum Teil auch bei der Industrie, 
nicht so zufriedenstellend, wie dies 
in der Dritten Fortschreibung darge­
stellt wird. Für die Haushalte sind 
Fernwärme und Gas heute vielfach 
keine Alternativen. Durch die An­
gleichung des Erdgaspreises an 
den Ölpreis hat das Gas einiges von 
seiner Attraktivität als Energieträger 
eingebüßt. Ein preisgünstiges 
Stromangebot, erzeugt mit kosten­
günstiger Importkohle oder Kern­
energie, steht nicht zur Verfügung. 
Weder im privaten noch im indu­
striellen Bereich verläuft-der Um­
stellungsprozeß von Öl auf Kohle 
zügig.

Neben der vordringlichen Not­

wendigkeit, das Öl zu ersetzen, 
muß das Angebot der anderen ver­
fügbaren Energieträger erhöht wer­
den. Eine richtige Strategie ist dabei 
die Stabilisierung der heimischen 
Kohleproduktion, wenn auch die Er­
folge der Kohlepolitik in den letzten 
Jahren nicht durchschlagend wa­
ren. Der inländische Steinkohlen­
verbrauch betrug 1973 84,2 Mill. t 
Steinkohleeinheiten (SKE), 1980 
hingegen nur noch 77,2 Mill. t SKE. 
Im Grundsatz ist richtig, wenn von 
einer Stabilisierung der Kohleförde­
rung ausgegangen wird. Sie orien­
tiert sich an den technischen und fi­
nanziellen Möglichkeiten der deut­
schen Kohle und des Subventions­
systems.

In der Dritten Fortschreibung des 
Energieprogramms wird auch nicht 
hinreichend ausgesagt, wie die 
künftigen Kohleverbrauchsstruktu­
ren angelegt werden sollten, um zu­
sätzlich zu der deutschen Steinkoh­
leproduktion die Importkohlemen­
gen aufnehmen zu können, deren 
Einfuhr nach den jetzigen Regelun­
gen erlaubt ist. Die 1980 beschlos­
sene neue Importregelung ermög­
licht Kohleimporte aus Drittländern 
bis zu 55 Mill. t SKE p.a. bereits bis
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1995. Die Dritte Fortsclireibung 
sagt zwar aus, daß der zul<ünftige 
Kohlemelirbedarf im wesentlichen 
durch Kohleimporte gedeckt wer­
den soll, es fehlt bisher allerdings an 
einer entsprechenden Strategie, 
damit die benötigten Mengen durch 
die industriellen Verbraucher über 
Direktverträge und über Beteiligun­
gen kontrahiert werden können.

Die Ausführungen zur Kohlever­
edelung sind ein Minimalkonzept. 
Noch Anfang vergangenen Jahres 
hat die Bundesregierung große 
Hoffnungen auf 14 Kohleverede­
lungsanlagen in Deutschland mit ei­
nem Investitionsvolumen von 13 
Mrd. DM geweckt. Der derzeitige 
Umfang für die Kohlevergasung be­
trägt aber weniger als ein Zehntel 
der im Kohleveredelungsprogramm 
der Bundesregierung genannten 
Zahlen. Die Diskussion über die 
Kohleverflüssigung hat man bis En­
de 1982 zurückgestellt. Das ur­
sprüngliche Konzept hat damit 
durch eine massive Ausdünnung 
bei den Kapazitäten, bei den Zu­
schußbeträgen und dem Zeitplan 
eine starke qualitative und quanti­
tative Verschlechterung erfahren.

Bei der Einsparung von Mineralöl 
kommt der Erdgaspolitik große Be­
deutung zu. Im Ansatz richtig ist da­
bei die Bekundung der Bundesre­
gierung, den Einsatz von Erdgas in 
Haushalten auszuweiten. Voraus­
setzung dafür ist ein günstiger 
Preis, eine flexible Krisenvorsorge 
und eine angemessene Vorratspoli­
tik.

Die Bundesregierung will zukünf­
tig bei der Energieeinsparung der 
Grundkonzeption soviel Markt wie 
möglich, so wenig staatliche Eingrif­
fe wie nötig, folgen. Es ist bemer­
kenswert, daß diese von der Union 
schon immer vertretene marktwirt­
schaftliche Konzeption von der Re­
gierung übernommen wird. Dies 
läßt erkennen, daß der Optimismus 
der Bundesregierung im Hinblick
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auf den Erfolg dirigistischer Maß­
nahmen bei der Einsparung von 
Energie, insbesondere von Öl, reali­
stischen Einschätzungen der 
Marktkräfte gewichen ist.

Marktwirtschaftliche 
Orientierung

Diese marktwirtschaftliche Orien­
tierung steht im Gegensatz zu den 
Forderungen linker Parteigruppie­
rungen in der SPD nach

□  einer Energieverbrauchsord­
nung Hauffscher Prägung,

□  Geboten und Verboten für den 
einzelnen Bürger in seinem privaten 
Bereich,

□  einer Abwärmeabgabe fürdie In­
dustrie,

□  einer Abkehr der Ausrichtung 
energiewirtschaftlicher Investitions­
entscheidungen von ihrer W irt­
schaftlichkeit.

Die Aussagen der Dritten Fort­
schreibung zur Energieeinsparung 
sind auch eine klare Absage an den 
Katalog der 62 Sparmaßnahmen, 
den die SPD/FDP-Mehrheit der En­
quete-Kommission „Zukünftige 
Kernenergiepolitik“ dem 9. Deut­
schen Bundestag empfohlen hat. 
Vielmehr rückt die Bundesregie­
rung von diesen dirigistischen Ein­
zelmaßnahmen ab und greift weit­
gehend auf Zielrichtung und Inhalt 
des Minderheitsvotums der CDU/ 
CSU-Abgeordneten zurück. Da­
nach soll sich die Einsparungspoli­
tik im wesentlichen auf eine markt­
konforme Unterstützung der not­
wendigen Anpassungsprozesse 
unserer Energieversorgung kon­
zentrieren.

In den vergangenen Jahren wur­
de nicht nur kostbare Zeit verloren, 
es wurde auch versäumt, bei der 
damals günstigeren Haushaltslage 
die neuen Energietechniken mit an­
gemessenen Prioritäten zu fördern. 
Die Bundesregierung sieht das Po­

tential für neue Energietechniken 
(Solarkollektoren, Wärmepumpen 
usw.) in der Größenordnung von 1 
bis 5 % am Energieverbrauch für 
das Jahr 2000. Hier werden die 
Fehler der Subventionspolitik der 
Bundesregierung deutlich. Einer­
seits hat sie in der Forschungsför­
derung falsche Prioritäten gesetzt, 
andererseits hat sie mit falsch ange­
legten Förderprogrammen kaum 
dazu beigetragen, Marktschwellen 
zu überwinden und neue Technolo­
gien wirtschaftlich zu machen.

Staatliche Förderung muß sich 
darauf beschränken, den Energie­
markt zu ergänzen. Daher ist es 
richtig, daß das „Programm zur För­
derung heizenergiesparender Maß­
nahmen“ , das sogenannte 4,35- 
Mrd.-Programm, umstrukturiert 
wird und damit Konsequenzen aus 
den Fehlern der Vergangenheit ge­
zogen werden. Diese Umstrukturie­
rung zur Übenwindung von Markt­
schwellen hat die CDU/CSU-Frak- 
tion im 9. Deutschen Bundestag 
und im Bundesrat mehrfach gefor­
dert. Die Grundsätze und Zielrich­
tungen dieser Anträge der Union 
wurden erfreulicherweise in die Drit­
te Fortschreibung aufgenommen.

Beitrag der Kernenergie

Interessant sind die Aussagen 
der Bundesregierung zur Kernener­
giepolitik in der Dritten Fortschrei­
bung: „Der gegenwärtige Beitrag 
der Kernenergie sowie ihre Pla­
nungs- und Bauzeit entsprechen 
nicht den energie- und industriepoli­
tischen Erfordernissen“ , stellt die 
Bundesregierung fest. Sie verweist 
auf die Aussagen der Wirtschafts­
forschungsinstitute (DIW, RWI, 
EWI), die einen Zubau von minde­
stens 17 000 Megawatt (MW) über 
die bisher in Betrieb und Bau befind­
lichen Kraftwerke hinaus für 1995 
unterstellen.

Die unsinnige und schädliche 
Forderung aus der Zweiten Fort-
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Schreibung des Energiepro­
gramms, nach der Kernenergie nur 
den Restbedarf decl<en soll, wird 
nicht mehr verwendet. Vielmehr 
stellt die Bundesregierung fest, daß 
der gegenwärtige Beitrag der Kern­
energie nicht genügend ist. Die For­
derung nach einem steigenden Bei­
trag der Kernenergie wurde bereits 
in der Ersten Fortschreibung des 
Energieprogamms der Bundesre­
gierung aufgestellt, jedoch nicht 
verwirklicht. Die Versäumnisse der 
Bundesregierung werden nur 
schwer wiedergutzumachen sein. 
Dazu ist auch die jetzt benutzte For­
mulierung „Zubau von neuen Kern­
kraftwerken im Rahmen des Be­
darfs“ zu schwammig und zu wenig 
aussagekräftig. Wenn die Bundes­
regierung die Zahlen der Institute 
für notwendig und wünschenswert 
hält, dann muß sie die daraus fol­
genden Konsequenzen auch sa­
gen; Bei einer Vorlaufzeit von unge­
fähr neun Jahren bedeuten 17 000 
MW den Zubau von zwei neuen 
Kernkraftwerken pro Jahr. Vor die­
ser klaren Aussage drückt sich die 
Bundesregierung.

Daher kann von einer Wende in 
der Kernenergiepolitik nicht die Re­
de sein, auch wenn die Zeit der Op­
tionen und des Stillhaltens in der 
Kernenergie verbal vorbei zu sein 
scheint. Hier steht die Dritte Fort­
schreibung im Gegensatz zu den 
Parteitagsbeschlüssen von SPD 
und FDP.

Die Bundesregierung fordert in 
ihrer Dritten Fortschreibung, daß

die Kernenergie „einen steigenden 
Beitrag zur Stromerzeugung in der 
Grundlast leisten“ muß. Ihre we­
sentlichen Argumente sind über­
zeugend:

□  Erhöhung der Wettbewerbsfä­
higkeit der deutschen Wirtschaft 
durch preiswerten Kernenergie­
strom,

□  Erhöhung der Versorgungssi­
cherheit durch den Einsatz von 
Kernenergie,

□  direkte und indirekte Verdrän­
gung des Öls durch Kernenergie 
und damit Verbesserung der Lei­
stungsbilanz,

□  der Einsatz von Kernenergie 
schafft und sichert Arbeitsplätze,

□  der Einsatz von Kernenergie in 
Industrieländern schont im Interes­
se der Länder der Dritten Welt Öl, 
Erdgas und Kohle.

Die Bundesregierung strebt nach 
eigener Aussage an, den Hochtem­
peraturreaktor in Schmehausen 
und den Schnellen Brutreaktor in 
Kalkar fertigzustellen. Die fortge­
schrittenen Reaktorlinien müssen 
als wesentliche Chance unserer 
langfristigen Energieversorgung 
und Technologie mit mehr Nach­
druck verfolgt werden, als dies die 
Bundesregierung will. Die Bundes­
regierung stellt fest, daß die Nach­
folgeprojekte zum Schnellen Brüter 
und zum Hochtemperaturreaktor 
von der Wirtschaft allein getragen 
werden müssen. In der bisherigen 
Entwicklung der fortgeschrittenen 
Reaktorlinien, die im wesentlichen

unter der Regie der Bundesregie­
rung durchgeführt wurden, ist aber 
zu keiner der beiden Reaktorlinien 
ein Nachfolgekonzept definiert wor­
den, das von der Wirtschaft zu fi­
nanzieren und zu übernehmen wä­
re. Dieses Versäumnis wiegt 
schwer.

Bei der Entsorgung will die Bun­
desregierung „auf die weitere zügi­
ge Verwirklichung des Entsor­
gungskonzeptes drängen, die Lan­
desregierungen bei der Umsetzung 
der erforderlichen Schritte weiterhin 
unterstützen und ihren Beitrag dazu 
leisten“ . Es ist zu hoffen, daß die er­
klärte Energiepolitik der Bundesre­
gierung von maßget)enden Teilen 
der regierungstragenden Parteien 
nicht weiter bekämpft wird und Dop­
pelstrategien unterbleiben, die jede 
vernünftige Politik unmöglich ma­
chen und Vertrauen zerstören.

Die Dritte Fortschreibung des 
Energieprogramms der Bundesre­
gierung ist in ihrer Analyse durch­
aus sinnvoll und realistisch ange­
legt. Für einige Bereiche werden 
auch Konsequenzen gezogen. Was 
nach den Erfahrungen der letzten 
Jahre fraglich bleibt, ist der Wille 
und die notwendige Geschlossen­
heit zur Durchsetzung dieses Pro­
gramms. Die täglichen Auseinan­
dersetzungen in den Regierungs­
parteien und Regierungsfraktionen, 
die Kluft zu energiepolitischen Tei­
len in den Parteitagsbeschlüssen 
von SPD und FDP, der Ehmke- 
Kommisslon und zu führenden 
SPD-Politikern mit ihren weitrei­
chenden Aussagen ist einfach zu
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groß, als daß diese Dritte Fort­
schreibung die notwendige und 
kraftvolle Unterstützung der Regie­
rungsfraktionen erhalten könnte. So 
ist es denn auch nicht verwunder­
lich, daß die Dritte Fortschreibung

des Energieprogramms der Bun­
desregierung bei den SPD-Frak- 
tionsvorsitzenden aus Bund und 
Ländern auf Ablehnung gestoßen 
ist. Dies wurde bereits am 21 ./22. 
November 1981 bei der Konferenz

der SPD-Fraktionsvorsitzenden in 
Berlin deutlich. Dies sind die Vorbo­
ten der kommenden Auseinander­
setzungen im Regierungslager zur 
Dritten Fortschreibung des Energie­
programms.

Rudolf V. Bennigsen-Foerder

Das Energieprogramm aus unternehmerisclier Sicht

V on der Redaktion zu einer kriti­
schen Stellungnahme zur drit­

ten Fortschreibung des Energiepro­
grammes der Bundesregierung 
vom 4. 11. 1981 aufgefordert, stellt 
sich dessen Wortlaut gewisserma­
ßen als Problem in den Weg. Denn 
der Text an sich, ohne jegliches Hin­
tergrundwissen betrachtet, zeigt 
insgesamt vernünftige energiepoli­
tische Zielvorstellungen, an denen 
eine grundsätzliche Textkritik nicht 
angebracht scheint.

Wer am Energiemarkt operiert, 
sei es als Käufer oder als Anbieter, 
weiß, daß hier Energieunternehmen 
und Energiearten untereinander im 
Wettbewerb liegen. Eingedenk die­
ser Tatsache ist der Text der dritten 
Fortschreibung durchaus als aus­
gewogene Querschnittsmeinung 
der Produzenten, Verteiler und 
auch Nachfrager von Energiearten 
anzusehen. Diese Bemerkung 
beinhaltet, daß man als Vertreter ei­
ner Energieart oder eines Energie­
unternehmens mit einigen Textstel­
len besonders einig geht, hier und 
da freilich auch mit dem energiepoli­
tischen Wortlaut der Bundesregie­
rung nicht ganz zufrieden sein muß.

Wenige Beispiele: Gegner der 
Stromanwendung werden kritisie­
ren, daß das Programm die Elektri­
zität ausdrücklich auch als Substitu­
tionsenergie für Öl im Wärmemarkt 
vorsieht, was dem Angebot der
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Stromwirtschaft voll entspricht, vgl. 
TZ 71a. In der Stromwirtschaft 
könnte man sich hingegen wun­
dern, daß das noch in der Regie­
rungserklärung vom Herbst 1980 
angestrebte „Ziel der Verminde­
rung des Gaseinsatzes in Kraftwer­
ken“ nun im Programm so nicht 
mehr steht, vgl. TZ 76; die Gaswirt­
schaft dürfte die Neuformulierung 
jedoch begrüßen.

Für den Bereich der VEBA, um 
ein weiteres Beispiel zu geben, 
stimmen wir ausdrücklich der reali­
stisch formulierten Steinkohlepolitik 
zu; andererseits ist die Behandlung 
des objektiven Problems der soge­
nannten „W indfall-Profits“ wohl 
doch zu spröde ausgefallen. Auf der 
anderen Seite mag man bei der 
Steinkohle kritisieren, daß zum Bei­
spiel die Vokabel „Kohlevorrangpo­
litik“ im Programmtext nicht ver­
wendet wird und daß die Steinkoh­
le-Förderung nicht mehr gesteigert, 
sondern gehalten werden soll -  und 
selbstredend dürften die Windfall- 
Profiteure nicht unzufrieden sein. 
Statt weiterer Beispiele also noch­
mals: Insgesamt ist der Text ausge­
wogen und vernünftig.

In den Kommentaren ist mitunter 
Kritik an der Haltung der Bundesre­
gierung zu Energieprognosen ge­
äußert worden. Auch wenn man die­
se Kritik letztlich nicht teilt, so hat sie 
doch sehr plausible Gründe für sich.

weshalb ich einige Überlegungen 
hierzu kurz skizzieren möchte.

Ein Programm ist naturgemäß auf 
die Zukunft ausgerichtet. Es erfor­
dert auch Vorstellungen über das 
wahrscheinliche quantitative Bild 
der Zukunft. Für ein Industrieunter­
nehmen wäre z. B. ein Programm 
zu seiner Investitionspolitik ohne 
Prognosezahlen, hinter denen das 
Unternehmen steht, unvorstellbar.

Deshalb hat es ein gewisses Maß 
an Logik in sich, wenn man meint, 
daß auch der Autor eines politi­
schen Programms eigene Vorstel­
lungen über die Zahlenwerte der 
Zukunft haben müßte.

Auf der Basis dieser Logik ist Kri­
tik daran verständlich, daß die Bun­
desregierung zwar einerseits das 
Energieprogramm formuliert, ande­
rerseits aber keine eigene Energie­
prognose abgibt, statt dessen hier­
für Institute bemüht und zu deren 
Prognoseergebnissen ausdrücklich 
ins Energieprogramm schreibt, 
„daß sich die Bundesregierung die­
se nicht zu eigen macht“ .

Sicherlich war mit den meisten 
Energieprognosen der siebziger 
Jahre wenig Staat zu machen. Man 
denke als Beispiel an die viel zu lan­
ge behauptete Unmöglichkeit der 
kräftigen Entkopplung von Wirt­
schaftswachstum und Zuwachs des 
Energieverbrauches. Ich erwähne
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das gerade hier, um an die Entkopp- 
lungs-Diskussion in Heft 7/1978 
dieser Zeitschrift zu erinnern. Heute 
ist nach Sicht der Institute (vgl. An­
hang zur dritten Fortschreibung), 
„die fortschreitende Entkopplung 
ein wesentliches Ergebnis der Vor­
ausschätzung“ .

IVIangelnder Mut wegen der Ge­
fahr von Fehlprognosen ist indes­
sen sicher nicht das Hauptmotiv da­
für, daß die Bundesregierung keine 
eigene Energieprognose abgibt. 
Grund ist vielmehr: „Die Voraus­
schätzungen dürfen nicht als politi­
sche Planziele mißverstanden wer­
den. Sie entlassen die Wirtschaft 
nicht aus ihrer Verantwortung, auf 
der Basis der von ihr für realistisch 
gehaltenen Annahmen über die In­
vestitionen zu entscheiden“ (TZ 
18).

Auch hier gilt: Dieser Satz ist 
grundsätzlich begrüßenswert. Aber 
er wirft die Frage auf, wieviel Durch­
setzungskraft dann ein Energiepro­
gramm einerseits theoretisch, an­
dererseits in der konkreten bundes­
deutschen Energiesituation über­
haupt haben kann.

Programmtext 
und Durchsetzungskraft

Der Verzicht auf eigene Energie­
prognosen und die Quasi-Ableh- 
nung von Institutszahlen be­
schränkt ein Programm auf den Be­
reich verbaler Absichtserklärungen. 
Für liberal geprägte Marktordnung’ 
gen und normal übliche Investi­
tionsbedingungen ist das auch völ­
lig ausreichend. Denn diese Rah­
menbedingungen stellen sicher, 
daß die verbalen energiepolitischen 
Ziele konkret Schritt für Schritt reali­
siert werden.

Nun sind wir in der Bundesrepu­
blik bezüglich energiewirtschaftli­
cher Investitionsbedingungen weit 
von normalen Bedingungen ent­
fernt. Dies birgt die Gefahr, daß 
energiepolitisch erwünschte Ab­

sichten unternehmerisch nicht ver­
antwortet werden können, sprich 
Energie-Investitionen aus unter­
nehmerischer Verantwortung unter­
bleiben. Dies ist zur Zeit weniger ei­
ne Gefahr, weil eventueller Bedarfs­
zuwachs ungedeckt bleiben könnte, 
sondern vor allem eine Gefahr, weil 
die Struktur der Versorgung nicht 
energiepolitisch programmgemäß 
fortentwickelt wird.

Wenn das Energieprogramm sich 
auf der Angebotsseite hauptsäch­
lich via unternehmerische Investi­
tionen verwirklichen soll (vgl. obiges 
Zitat aus TZ 18), dann dürfte die Po­
litik die genannten Gefahren ihres 
Scheiterns nicht verkennen. Inso­
fern kann man auch die Frage in 
den Raum stellen, ob das Pro­
gramm zu einer Besserung der In­
vestitionsbedingungen beiträgt. 
Dies bleibt zu hoffen, jedenfalls 
stand dieses Ziel wohl nicht im Vor­
dergrund des Programms.

So gesehen gleicht die dritte Fort­
schreibung den vorherigen, deren 
Ziele zwar ebenfalls vernünftig for­
muliert waren, die dennoch nicht 
programmgemäß erreicht werden 
konnten, insbesondere nicht beim 
Ausbau der Kernenergienutzung, 
obwohl in den vergangenen Jahren 
noch viele Investitionsentscheidun­
gen für Energieprojekte im Sinne 
des formulierten Bundesenergie­
programmes getroffen wurden.

Insofern hatten die ersten beiden 
Fortschreibungen des Bundesener­
gieprogrammes, die ja  ebenfalls auf 
die Investitionskraft und -Willigkeit 
der Energieunternehmen bauten, 
noch bessere Chancen zur Durch­
setzung, als sie heute für die dritte 
Fortschreibung gesehen werden 
mögen.

Notwendigkeit 
neuer Energiestrukturen

Dabei bitte ich, die Bemerkungen 
zu den Rahmenbedingungen für 
Energieinvestitionen nicht etwa als

Klagen mißzuverstehen. Vielmehr 
sollte die Einsicht wachsen, daß 
auch Energieunternehmen sämtli­
che Rahmendaten denkbarer Inve­
stitionsprojekte zu kalkulieren und 
zu bewerten haben, ehe sie Ent­
scheidungen fällen.

Wenn die Entscheidungen .für 
Energieinvestitionen, insbesondere 
für solche, die die Versorgungs­
struktur verbessern würden, heute 
zurückgestellt werden, dann ent­
steht dadurch kein „Investitions­
stau“ . Von diesem Schlagwort halte 
ich nichts, damit sollte man nicht 
operieren oder gar Druck erzeugen 
wollen.

Mit Druck und Drohungen ge­
winnt man kaum die Einsicht der ge­
sellschaftspolitischen Gruppen in 
die Notwendigkeit neuer Energie­
strukturen, die sicherer und kosten­
günstiger als die Bestehenden sind. 
Vielmehr sollten alle, die hinter dem 
Text des Energieprogrammes ste­
hen, ganz nüchtern deutlich ma­
chen, daß wegen mangelnder 
Durchsetzung des neuen Energie­
programms nicht gleich die Ener­
gieversorgung zusammenbricht, 
wohl aber die bundesdeutsche 
Volkswirtschaft national und inter­
national langsam aber stetig an Sta­
bilität verliert. Und einsichtig wer­
den muß ferner, daß jeder Bürger 
veraltete Energiestrukturen zwei­
fach zu bezahlen hat: Zunächst na­
türlich direkt über zu hohe Energie­
kosten und dann auch indirekt 
durch Verlust von gesamtwirt­
schaftlichen Wachstumschancen.

Wenn es gelingt, hierüber redlich 
und nüchtern, ohne Drohsätze zu 
informieren, (nur) dann ergibt sich 
eine gute Chance zu deckungsglei­
chen Entscheidungen einerseits 
aus privater Vernunft, sowohl der 
Energieanwender als auch der -er- 
zeuger, andererseits aus jener 
staatlichen Vernunft, die alle bishe­
rigen Texte der Bundesenergiepro­
gramme kennzeichnet.
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